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Widerrufsdurchgriff  
beim Kfz-Finanzierungs-Leasing
Vertragsmodellspezifische Differenzierungen

Auf europäischer Ebene bildet die 
Richtlinie 2011/83/EU vom 25. Oktober 
2011 über die Rechte der Verbraucher 
die Rechtsgrundlage des Widerrufs-
durchgriffs nach nationalem Recht. Da-
mit wurden die Richtlinien 93/13/EWG, 
1999/44/EG geändert sowie die Richt-
linien 85/577/EWG 97/7/EG aufgeho-
ben. Der Richtliniengesetzgeber hat auf 
die explizite Aufnahme von Leasing-
Verträgen verzichtet. Dagegen sind Ver-
braucherkreditverträge von dem Richt-
linientext erfasst. 

Zu den Wirkungen der Ausübung des 
Widerrufsrechts auf akzessorische Ver-
träge regelt Artikel 15 der Richtlinie: 
„Unbeschadet des Artikels 15 der Richt-

linie 2008/48/EG (…) werden, wenn der 
Verbraucher sein Recht auf Widerruf ei-
nes im Fernabsatz oder außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Ver-
trags gemäß den Artikeln 9 bis 14 die-
ser Richtlinie ausübt, auch alle akzesso-
rischen Verträge automatisch beendet 
(…).“ Ein akzessorischer Vertrag ist ge-
mäß Artikel 2 Ziffer 15 der Richtlinie 
2011/83/EU ein Vertrag „(…) mit dem 
der Verbraucher Waren oder Dienstleis-
tungen erwirbt, die im Zusammenhang 
mit einem Fernabsatzvertrag oder ei-
nem außerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossenen Vertrag stehen und bei 
dem diese Waren oder Dienstleistun-
gen von dem Unternehmer oder einem 
Dritten auf der Grundlage einer Verein-
barung zwischen diesem Dritten und 
dem Unternehmer geliefert oder er-
bracht werden.“

Rechtliche Grundlagen  
im Detail

Der europäische Widerrufsdurchgriff 
greift nach dem Willen des europäi-
schen Gesetzgebers somit nur bei dem 
Widerruf von Verträgen, die im Zusam-
menhang mit Fernabsatz oder außer-
halb von Geschäftsräumen geschlosse-
nen Verträgen stehen. Gemäß der 
Erwägungsgründe 2 und 3 der Richt-
linie 2011/83/EU soll damit für diese 
Verträge ein hohes Verbraucherschutz-
niveau gewährleistet werden.

Mit dem am 13. Juni 2014 in Kraft ge-
tretenen Gesetz zur Umsetzung der 
Verbraucherrechterichtlinie und zur 
 Änderung des Gesetzes zur Regelung 
der Wohnungsvermittlung wurden die 
 europäischen Vorgaben der Richtlinie 
2011/83/EU in nationales Recht umge-
setzt. Die Mitgliedstaaten können ge-
mäß Erwägungsgrund 13 im Einklang 
mit dem Unionsrecht die Richtlinie auch 
auf Bereiche anwenden, die nicht in 
 ihren Anwendungsbereich fallen. Dies 
ergibt sich auch aus der Gesetzesbe-
gründung zu § 360 Bürgerliches Ge-
setzbuch (BGB), der Artikel 15 der Ver-
braucherrechterichtlinie umsetzt. Eine 
Begrenzung der Regelung auf Fern-
absatz oder außerhalb von Geschäfts-
räumen geschlossene Verträge ist 
demnach nicht zwingend.

Von dem Recht zur überschießenden 
Umsetzung hat der deutsche Gesetz-
geber mit der Neuregelung der 
§§ 355 – 361 BGB Gebrauch gemacht. 
Auf nationaler Ebene bilden die §§ 358, 
360 BGB insoweit die Grundlage für 
den Widerrufsdurchgriff. Dadurch hat 
die für die Leasing-Vertragspraxis rele-
vante Frage, ob der Leasing-Nehmer 
sich auf den Widerrufsdurchgriff beru-
fen kann und entsprechend aufzuklären 
ist, erneut Aufwind bekommen. Die mit 
dem Urteil des Bundesgerichtshofs 
(BGH) vom 22. Januar 2014 erlangte 
Rechtssicherheit in Hinblick auf die 
Nichtanwendbarkeit des Widerrufs-
durchgriffs gemäß § 358 Absatz 2 BGB 
im Rahmen des Eintrittsmodells ist mit 
der Neueinführung des § 360 BGB ob-
solet geworden.

Anwendungsvoraussetzungen 
des Widerrufsdurchgriffs

Der persönliche Anwendungsbereich 
der §§ 358, 360 BGB ist auf Verbrau-
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chergeschäfte begrenzt. Dies ent-
spricht dem gesetzgeberischen Ziel, 
den Verbraucher vor bestimmten Auf-
spaltungsrisiken bei miteinander ver-
knüpften Verträgen zu schützen. Eine 
Anwendbarkeit des Widerrufsdurch-
griffs auf unternehmerische Leasing-
Geschäfte ist daher ausgeschlossen.

Im Folgenden werden die genannten 
Paragrafen unter jeweiliger Berücksich-
tigung des Vorverhandlungsmodells 
und des Eintrittsmodells näher beleuch-
tet.

§ 358 Bürgerliches Gesetzbuch

Der sachliche Anwendungsbereich des 
§ 358 BGB setzt die Existenz verbun-
dener Verträge voraus. Gemäß § 358 
Absatz 3 Satz 1 liegen solche vor, so-
weit der Verbraucher an einen Vertrag 
über die Lieferung einer Ware oder über 
die Erbringung einer anderen Leistung 
sowie an einen Darlehensvertrag ge-
bunden ist. 

Des Weiteren muss das Darlehen ganz 
oder teilweise der Finanzierung des an-
deren Vertrags dienen. Beide Verträge 
müssen eine wirtschaftliche Einheit 
 bilden. 

Von dem Wortlaut der Norm sind daher 
nur solche Vertragskonstruktionen er-
fasst, die dazu führen, dass ein Verbrau-
cher sich einer Mehrzahl von Vertrags-
verhältnissen gegenübersieht, sodass 
er zweifach vertraglich gebunden ist.

❯ Vorverhandlungsmodell: Wird das 
Leasing-Geschäft nach den Strukturen 
des Vorverhandlungsmodells vollzogen, 
im Rahmen dessen der Leasing-Geber 
den Kaufvertrag mit dem Lieferanten 
schließt und der Verbraucher nur lea-
sing-vertraglich gebunden ist, ist der 
sachliche Anwendungsbereich des 
§ 358 BGB nicht eröffnet.

❯ Eintrittsmodell: Mit Blick auf die ver-
tragliche Ausgestaltung kommt im Rah-
men des § 358 BGB einzig das Eintritts-
modell in Betracht, im Rahmen dessen 
der Verbraucher sowohl den Kaufver-
trag wie auch den Leasing-Vertrag 
rechtsverbindlich abschließt.1) Nach Auf-

fassung des BGH gilt der Widerrufs-
durchgriff allerdings auch in diesem Fall 
nicht. Dass der Wortlaut der Norm ex-
plizit den Abschluss eines Darlehens-
vertrags voraussetzt, ist zwar nicht 
 hinderlich, da § 506 Absatz 1 Satz 1 
BGB die Norm auch bei den in Absatz 
2 aufgeführten Finanzierungshilfen für 
entsprechend anwendbar erklärt. Nach 
Auffassung des BGH liegen aber auch 
beim Eintrittsmodell keine verbunde-
nen Verträge im Sinne des § 358 Ab-
satz 3 BGB vor, da der Leasing-Nehmer 
immer nur an einen der Verträge gebun-
den sei.

Dies wird im Schrifttum teilweise mit 
dem Argument der Verhinderung eines 
effektiven Verbraucherschutzes kriti-
siert. Es wird darauf hingewiesen, dass 
gerade für den Fall, dass der Ver-
braucher seine Willenserklärung zum 
Abschluss des Leasing-Vertrags vor 
dessen Bewilligung durch den Leasing-
Geber bereits widerrufen hat, dieser in 
eben die Situation gerate, die durch 
§ 358 Absatz 2 BGB vermieden werden 
soll. Denn der Verbraucher ist dann an 
den nun nicht mehr finanzierten Kauf-
vertrag gebunden. Auch wenn der BGH 
diesen Erwägungen mit Blick auf § 358 
Absatz 2 BGB keinen Vorrang einge-
räumt hat, könnte die Kritik im Rahmen 
des § 360 BGB Beachtung finden.

Die Rechtsprechung des BGH kann mit 
der entsprechenden Argumentation nur 
für die Formen des Ein- oder Beitrittes 
des Leasing-Gebers in den Kaufvertrag 
gelten, die dazu führen, dass der Lea-
sing-Nehmer seine Pflichten aus dem 
Kaufvertrag schuldbefreiend auf den 
Leasing-Geber überträgt. Denn nur in 
diesen Fällen entfällt dessen Bindung 
an zwei selbstständige Verträge. Er-
fasst ist damit der Vertragseintritt im 
Wege der Vertragsübernahme, soweit 
der ursprüngliche Käufer des bedingt 
geschlossenen Kaufvertrags mit dem 
Einverständnis der beteiligten Parteien 
durch den Leasing-Geber unter Be-
wahrung der erzielten Verhandlungser-
gebnisse ersetzt wird.2) Indes ist § 358 
Absatz 2 BGB auch nach der Rechtspre-
chung des BGH nicht zwingend ausge-
schlossen, wenn der Leasing-Geber 
dem Kaufvertrag auf anderem Wege als 
durch Vertragsübernahme beitritt.3) 

Erfolgt der Beitritt im Wege der Ge-
samtschuldnerschaft gemäß § 421 
Satz 1 BGB, greift das Argument des 
BGH nicht, da die Bindung des Leasing-
Nehmers an den Kaufvertrag in diesem 
Fall gemäß § 421 Satz 2 BGB nicht er-
lischt. Dieser befindet sich insoweit in 
der gemäß § 358 Absatz 2 BGB voraus-
gesetzten Situation. Tritt der Leasing-
Geber gemäß § 414 BGB dem Kaufver-
trag im Wege der Schuldübernahme 
bei, hängt der Ausschluss des § 358 
Absatz 2 BGB der Argumentation des 
BGH folgend davon ab, ob die Schuld-
übernahme den bisherigen Schuldner 
von seiner Verpflichtung befreit. Für 
den Fall der befreienden Schuldüber-
nahme ist der Leasing-Nehmer nicht 
zugleich an zwei Verträge gebunden. 
Ist die Schuldübernahme hingegen als 
Schuld-Mitübernahme ausgestaltet, 
kommt ein Verhältnis gemäß § 421 BGB 
zustande mit der Konsequenz der mög-
lichen Anwendbarkeit des § 358 Absatz 
2 BGB. Rechtssicherheit in Hinblick auf 
einen allgemeinen Ausschluss der An-
wendbarkeit des § 358 BGB besteht 
demzufolge beim Eintrittsmodell nicht.

Gegen eine allgemeine Einbeziehung 
der vertraglichen Konstruktion des Ein-
trittsmodells in den Regelungsbereich 
des § 358 BGB könnte indes zunächst 
der Wortlaut der Norm sprechen. Mit 
dem Vorliegen verbundener Verträge 
wird eine wirtschaftliche Einheit der 
Verträge gefordert. Gemäß § 358 Ab-
satz 3 Satz 2 ist „eine wirtschaftliche 
Einheit (…) insbesondere anzunehmen, 
wenn der Unternehmer selbst die Ge-
genleistung des Verbrauchers finan-
ziert, oder im Falle der Finanzierung 
durch einen Dritten, wenn sich der Dar-
lehensgeber bei der Vorbereitung oder 
dem Abschluss des Darlehensvertrags 
der Mitwirkung des Unternehmers be-
dient.“ Aus dem Wortlaut ergibt sich, 
dass eine wirtschaftliche Einheit insbe-
sondere in dem Bereich des Händler- 
oder Hersteller-Leasings anzunehmen 
ist oder falls der Lieferant als Erfüllungs-
gehilfe für den Leasing-Geber tätig ist. 

Unklar ist allerdings, ob darüberhinaus-
gehend aufgrund der vertraglichen Kon-
struktionen im Rahmen des Eintrittsmo-
dells eine wirtschaftliche Einheit 
abzulehnen ist. Der Wortlaut des § 358 
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verbundene Verträge ausgestaltet sein 
können. Eine über die Fälle des Händ-
ler- oder Hersteller-Leasings oder der 
Erfüllungsgehilfeneigenschaft des Lie-
feranten hinausgehende Anwendbar-
keit des § 358 BGB lässt sich daraus 
aber nicht ab leiten. 

Auch eine analoge Anwendbarkeit des 
§ 358 BGB kommt mangels Vorliegens 
einer planwidrigen Regelungslücke 
nicht in Betracht. Dies ergibt sich aus 
der Neuregelung des Widerrufsdurch-
griffs gemäß § 360 BGB bei zusam-
menhängenden Verträgen. Aus dieser 
Regelung lässt sich schließen, dass der 
Gesetzgeber Handlungsbedarf gese-
hen hat, den Widerrufsdurchgriff auf 
andere als verbundene Verträge zu er-
strecken. Eine Konkretisierung des 
§ 358 BGB, aus der die Einbeziehung 
des leasing-vertraglichen Eintrittsmo-
dells hervorgeht, ist durch die Ge-
setzesnovellierung indes nicht erfolgt. 
Eine Änderung wäre aufgrund der BGH-
Rechtsprechung zur Nichtanwend-
barkeit des § 358 Absatz 2 BGB auf das 
Eintrittsmodell aber erforderlich ge-
wesen.

§ 360 Bürgerliches Gesetzbuch

Der sachliche Anwendungsbereich des 
§ 360 BGB ist mit dem Erfordernis des 
Vorliegens zusammenhängender Ver-
träge weiter gefasst als § 358 BGB. Ge-
mäß § 360 Absatz 2 Satz 1 BGB liegen 
zusammenhängende Verträge vor, 
wenn der zusammenhängende Vertrag 

Absatz 3 Satz 2 BGB kann derart ausge-
legt werden. Die Formulierung „insbe-
sondere“ lässt zwar die Einbeziehung 
weiterer Konstellationen zu. Die aufge-
führten Merkmale, bei denen eine wirt-
schaftliche Einheit anzunehmen ist, zei-
gen aber das Erfordernis einer besonders 
engen Verflochtenheit beziehungsweise 
sogar der Personenidentität zwischen 
dem die Finanzierung und dem die wei-
tere Leistung erbringenden Unterneh-
mer auf. Davon kann aber gerade in dem 
für das Eintrittsmodell typischen Fall, 
dass der spätere Leasing-Nehmer einen 
Kaufvertrag mit dem Lieferanten 
schließt und nachträglich zu dessen Fi-
nanzierung einen Leasing-Geber auf-
sucht, nicht ausgegangen werden. Ver-
bundene Verträge im Sinne des § 358 
Absatz 3 BGB liegen dann nicht vor.

Auch die systematische Auslegung des 
§ 358 BGB in Verbindung mit der Ver-
weisungsnorm des § 506 BGB trägt 
dieses Ergebnis. Dem Wortlaut des 
§ 506 Absatz 1 und 2 BGB ist allgemein 
weder eine Einbeziehung noch ein Aus-
schluss des Widerrufsdurchgriffs auf 
Finanzierungsleasing-Geschäfte zu ent-
nehmen. Aufgrund der ausdifferen-
zierten Regelungstechnik der Norm ist 
indes davon auszugehen, dass der Ge-
setzgeber eine Ausnahmeregelung 
auch zu der Anwendbarkeit der 
§§ 358 ff. BGB getroffen hätte, wäre 
eine solche beabsichtigt gewesen. Den 
Gestaltungshinweisen zu der Wider-
rufsbelehrung bei Verbraucherdarle-
hensverträgen lässt sich zwar entneh-
men, dass Leasing- und Kaufvertrag als 

„(…) einen Bezug zu dem widerrufenen 
Vertrag aufweist und eine Leistung be-
trifft, die von dem Unternehmer des wi-
derrufenen Vertrags oder einem Dritten 
auf der Grundlage einer Vereinbarung 
zwischen dem Dritten und dem Unter-
nehmer des widerrufenen Vertrags er-
bracht wird. Ein Darlehensvertrag ist 
auch dann ein zusammenhängender 
Vertrag, wenn das Darlehen, das ein 
Unternehmer einem Verbraucher ge-
währt, ausschließlich der Finanzierung 
des widerrufenen Vertrags dient und 
die Leistung des Unternehmers aus 
dem widerrufenen Vertrag in dem Dar-
lehensvertrag genau angegeben ist.“ 

Der Wortlaut des § 360 Absatz 2 Satz 
1 BGB ist damit nicht auf die Finanzie-
rung durch ein Darlehen begrenzt, wie 
sich aus dem systematischen Vergleich 
zu Satz 2 der Regelung ergibt, die eine 
Sonderregelung für Darlehensverträge 
normiert. Auch der Wortlaut von Absatz 
1 Satz 1 BGB setzt aber voraus, dass 
der Verbraucher an zwei Verträge ge-
bunden ist.

❯ Vorverhandlungsmodell: Die Ver-
tragskonstruktion des Vorverhand-
lungsmodells erfüllt diese Vorausset-
zung nicht und ist auch von dem Telos 
der Norm nicht erfasst.4)

❯ Eintrittsmodell: Im Schrifttum ist die 
Anwendbarkeit des § 360 BGB auf Fi-
nanzierungsleasing-Geschäfte umstrit-
ten. Teilweise wird diese mit der Be-
gründung abgelehnt, der Wortlaut der 
Norm erfasse die Konstellation des Ein-
trittsmodells nicht. Andere meinen, das 
erforderliche Schutzbedürfnis des Lea-
sing-Nehmers bestehe nicht. Die Rege-
lung des § 360 Absatz 2 Satz 2 BGB er-
fasse zudem nur den Widerruf des 
Kaufvertrags. Wieder andere Teile der 
Literatur halten die Anwendbarkeit des 
§ 360 BGB auf das Eintrittsmodell da-
gegen mit dem Argument der Schutz-
bedürftigkeit des Leasing-Nehmers für 
möglich. Teilweise wird vertreten, es 
müsse dahingehend differenziert wer-
den, auf welche Art der Leasing-Geber 
in den Kaufvertrag eintritt und für den 
Fall der Bildung einer Gesamtschuld-
nerschaft von einer Anwendbarkeit aus-
gegangen werden. Die Rechtspre-
chung hat zwar § 360 BGB auf einen 

VVM EM

§ 358 BGB nicht  
anwend-
bar

Vertragsübernahme nicht anwendbar*

Schuldübernahme § 414 BGB (schuldbefreiend) nicht anwendbar

Gesamtschuldnerschaft § 421 BGB/ 
Schuld-Mitübernahme § 414 BGB

gegebenfalls  
anwendbar

Hersteller-/Händler-Leasing/Erfüllungsgehilfe 
§ 278 BGB

gegebenfalls  
anwendbar

§ 360 BGB nicht  
anwend-
bar

Vertragsübernahme gegebenfalls  
anwendbar

Schuldübernahme § 414 BGB (schuldbefreiend) nicht anwendbar

Gesamtschuldnerschaft § 421 BGB/ 
Schuld-Mitübernahme § 414 BGB

gegebenfalls  
anwendbar

Abbildung 1: Widerrufsdurchgriff bei Vorverhandlungs- und  
Eintrittsmodell (VVM/EM)

* So BGH NJW 2014, 1519 Quelle: M. Kowerk
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Sale-and-lease-back-Vertrag ange-
wandt, die Entscheidung kann aber auf-
grund der unterschiedlichen Vertrags-
strukturen nicht auf das Eintrittsmodell 
übertragen werden.

Der Wortlaut des § 360 Absatz 2 Satz 1 
BGB fordert zunächst einen Bezug zwi-
schen dem widerrufenen und dem mit 
diesem zusammenhängenden Vertrag. 
Dabei soll ein wirtschaftlicher oder tat-
sächlicher Zusammenhang oder ein 
konkreter Verweis genügen. Im Schrift-
tum wird zum Teil vertreten, im Rah-
men einer richtlinienkonform extensi-
ven Auslegung sei ausreichend, dass 
die Verträge eine direkte kausale Ver-
knüpfung aufweisen, sodass der zu-
sammenhängende Vertrag durch den 
Widerruf des Hauptvertrags sinnlos 
wird. Beim Finanzierungs-Leasing 
könnte sich der erforderliche Zusam-
menhang zwischen Kauf- und Leasing-
Vertrag aus der Aufnahme einer Lea-
sing-Finanzierungsklausel oder der 
konkreten Bezeichnung des Leasing-
Fahrzeugs in dem Leasing-Vertrag als 
konkreter Verweis ergeben. Auf die 
konkrete Beschaffenheit des Leasing-
Fahrzeugs einigt sich der Leasing-Neh-
mer beim Eintrittsmodell zwar regel-
mäßig mit dem Lieferanten. Es ist aber 
das derart konkretisierte Fahrzeug,  
welches in die Vertragsverhandlungen 
mit dem Leasing-Geber als zu finanzie-
rendes Objekt eingebracht wird. Nach 
der Gesetzesbegründung sind Verträ-
ge, bei denen eine wirtschaftliche Ein-
heit fehlt, hinsichtlich des Widerrufs-
rechts den verbundenen Geschäften 
gleichzustellen, soweit der zu finanzie-
rende Gegenstand konkret im Vertrag 
bezeichnet ist.

Der zusammenhängende Vertrag muss 
zudem eine Leistung betreffen, die von 
dem Unternehmer des widerrufenen 
Vertrags oder einem Dritten auf der 
Grundlage einer Vereinbarung zwi-
schen dem Dritten und dem Unterneh-
mer des widerrufenen Vertrags er-
bracht wird. In Betracht kommt im 
Rahmen des Eintrittsmodells für den 
Fall des Widerrufs des Leasing-Ver-
trags regelmäßig die erste Alternative, 
da der mit dem Leasing-Nehmer in die-
sem Fall kaufvertraglich verbundene 
Lieferant nicht als unbeteiligter Dritter 

bezeichnet werden kann. Der Kaufver-
trag müsste insoweit eine Leistung des 
Leasing-Gebers aus dem Leasing-Ver-
trag betreffen. Der Begriff „Leistung“ 
ist dabei der Oberbegriff für Warenlie-
ferung und Dienstleistung und umfasst 
grundsätzlich auch die Pflicht zur Liefe-
rung des Fahrzeugs durch den Leasing-
Geber. Diese ist nicht nur gemäß § 433 
Absatz 1 Satz 1 BGB eine Pflicht des 
Verkäufers, sondern als Gebrauchs-
überlassungspflicht auch eine Pflicht 
des Leasing-Gebers aus dem Leasing-
Vertrag.

Die erforderliche Verflechtung zwischen 
dem Kauf- und dem Leasing-Vertrag 
könnte bereits zu dem Zeitpunkt entste-
hen, in welchem der potenzielle Lea-
sing-Nehmer den Antrag auf Abschluss 
des Leasing-Vertrags zur Finanzierung 
des konkreten Fahrzeugs abgibt. Dies 
lässt sich auch dem Wortlaut des § 360 
Absatz 1 BGB entnehmen, der explizit 
auf die zu dem Abschluss des Vertrags 
gerichtete Willenserklärung des Ver-
brauchers und nicht auf das Zustande-
kommen des Vertrags abstellt. Erforder-
lich ist zum Schutz der Vertragspartner 
allerdings, dass die, die Verträge betref-
fenden, Willenserklärungen des Ver-
brauchers einen engen zeitlichen Zu-
sammenhang aufweisen. Damit soll 
verhindert werden, dass eine Partei sich 
rückwirkend von einem Vertrag lösen 
kann, weil ein neuer Vertrag geschlos-
sen wurde, der in sachlichem Zusam-
menhang zu dem ersten Vertrag steht.

Die Regelung des § 360 Absatz 2 
Satz 1 BGB differenziert nicht, wie 
etwa im Rahmen des § 358 Absatz 1 
und 2 BGB, danach, ob der Finanzie-
rungsvertrag oder der Vertrag der finan-
zierten Leistung widerrufen wird. Auf-
grund des weiten Wortlauts ist nicht 
auszuschließen, dass § 360 BGB beide 
Varianten erfasst.

Da das Ziel des europäischen wie auch 
des nationalen Gesetzgebers darin 
liegt, den Verbraucher von einem mög-
lichen Widerruf nicht dadurch abzu-
halten, dass er in diesem Fall an einen 
weiteren, mit dem widerrufenen Ver-
trag im Zusammenhang stehenden Ver-
trag  gebunden bleibt, ist es erforderlich, 
die Möglichkeit der Anwendbarkeit des 
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§ 360 BGB im Rahmen der Ausgestal-
tung der Leasing-Bedingungen im Blick 
zu halten (siehe Abbildung 1).

Widerrufsrecht für Leasing-
Nehmer

Unabhängig von dem Modell des Ver-
tragsschlusses kommt ein Durchgriff 
des Widerrufs des Leasing-Vertrags auf 
den Beschaffungsvertrag nur in Be-
tracht, soweit dem Leasing-Nehmer ein 
Widerrufsrecht zusteht. 

Es wird zwischen dem abrechnungs-
modellabhängigen und dem abrech-
nungsmodellunabhängigen Widerrufs-
recht unterschieden.

❯ Abrechnungsmodellabhängiges 
Widerrufsrecht: Handelt es sich um 
einen Verbraucherleasing-Nehmer, 
steht diesem gemäß §§ 506 Absatz 1 
und 2, 495 Absatz 1 in Verbindung mit 
§ 355 Absatz 1 Satz 1 BGB ein Wider-
rufsrecht zu, soweit der Leasing-Ver-
trag unter § 506 Absatz 2 BGB subsu-
miert werden kann. Ziffer 2 ist auf 
Leasing-Verträge mit Andienungsrecht 
anwendbar. Gemäß Ziffer 3 sind auch 
Leasing-Verträge mit Restwertabrech-
nung von der Verweisungsnorm er-
fasst. Die weiteren gängigen Abrech-
nungsmodelle im Kfz-Leasing, wie der 
Kilometerabrechnungsvertrag oder der 
Leasing-Vertrag mit Kaufoption, sind 
nach grammatikalischer Auslegung der 

Norm nicht erfasst. Vereinzelt wird im 
Schrifttum in Betracht gezogen, § 506 
Absatz 2 Satz 1 Ziffer 3 BGB im Wege 
einer weiten Auslegung unmittelbar auf 
den Kilometerleasing-Vertrag anzuwen-
den. Diese weite Auslegung deckt der 
Gesetzestext aber nicht.

Auch eine analoge Anwendung der 
Norm kommt in diesen Fällen nicht in 
Betracht. Dies ist in der Rechtspre-
chung und in der Literatur allerdings um-
stritten.5) Zwar charakterisierte der BGH 
den Kilometerabrechnungsvertrag vor 
Inkrafttreten des § 506 Absatz 2 BGB 
neue Fassung als Finanzierungsleasing-
Vertrag im Sinne des Verbraucherkredit-
gesetzes. Die Voraussetzungen für die 
Analogiebildung liegen aber nach der 
neuen Rechtslage nicht vor. Es besteht 
weder eine von dem Gesetzgeber nicht 
gewollte und damit planwidrige Rege-
lungslücke, noch ist nach der ratio legis 
der Norm eine vergleichbare Interessen-
lage festzustellen. Eine Regelungslücke 
ergibt sich insbesondere nicht unter Be-
rücksichtigung des Sinns und Zwecks 
des § 506 Absatz 2 BGB. 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes zur Um-
setzung der Verbraucherkreditrichtlinie 
– des zivilrechtlichen Teils der Zahlungs-
diensterichtlinie – sowie der Neuord-
nung der Vorschriften über das Wider-
rufs- und Rückgaberecht zum 11. Juni 
2010 hat der Gesetzgeber mit der Re-
gelung des § 506 Absatz 2 BGB Arti-
kel 2 Absatz 2d die Richtlinie 2008/48/

EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 23. April 2008 über Ver-
braucherkreditverträge und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 87/102/EWG des 
Rates in nationales Recht umgesetzt. 
Durch die Regelung des Artikel 2 Ab-
satz 2d der Verbraucherkreditrichtlinie 
hat der Richtliniengeber Miet- oder Lea-
sing-Verträge von dem Geltungsbe-
reich der Richtlinie ausgenommen, „bei 
denen weder in dem Vertrag selbst 
noch in einem gesonderten Vertrag 
eine Verpflichtung zum Erwerb des 
Miet- beziehungsweise Leasing-Ge-
genstands vorgesehen ist.“6) 

Die Regelung des § 506 Absatz 2 
Satz 1 Ziffer 3 BGB findet demnach kei-
ne Entsprechung in der Richtlinie, so-
dass insoweit eine überschießende 
Um setzung vorliegt. Sinn und Zweck 
der überschießenden Regelung ist, 
 Finanzierungshilfen von bloßen Ge-
brauchsüberlassungsverträgen abzu-
grenzen, mit dem maßgeblichen 
Differenzierungskriterium, ob der Ver-
braucher zum Ende des Leasing-Ver-
trags für einen im Vertrag als feste Zahl 
bestimmten Wert einzustehen hat. 
Dies ist bei dem Kilometerleasing-Ver-
trag, bei dem lediglich im Schadensfall 
ein Minderwertausgleich zu leisten ist, 
aber nicht der Fall.7) 

Dieses Vertragsmodell entspricht, im 
Gegensatz zu dem Restwertabrech-
nungsvertrag, eher dem Leitbild des 
Mietvertrags: Im Rahmen des Mietver-
trags hat der Mieter neben der Zahlung 
des Mietentgelts  gemäß § 535 Absatz 
2 BGB und der Rückgabe der Mietsa-
che zum Vertragsende gemäß § 546 
BGB nach der Regelung des § 538 BGB 
für die Abnutzung der Mietsache durch 
deren vertragsgemäßen Gebrauch 
nicht einzustehen. Der Mieter hat ge-
genüber dem Vermieter gerade nicht 
einen bestimmten Restwert der Miet-
sache zu gewährleisten. So liegt die 
 Risikoverteilung auch bei dem Kilome-
terleasing-Vertrag. Die Pflicht des Lea-
sing-Nehmers zum Ersatz eines ent-
standenen Minderwerts entspricht 
nicht der Einstandspflicht für einen be-
stimmten Restwert, sondern ähnelt 
eher einem Ausgleichsanspruch des 
Leasing-Gebers für einen nichtvertrags-
gemäßen Gebrauch der Leasing-Sache. 

Fernabsatz oder außerhalb 
von Geschäftsräumen 
geschlossener Vertrag

Widerrufsrecht gemäß 
§ 356 Absatz 1 BGB

Anwendungsbereich 
§ 358/§ 360 BGB (+)

Prüfen weiterer 
Anwendungsvoraussetzungen
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Kilometer-
leasing-
Vertrag (-)

Leasing-
Vertrag mit 
Kaufoption (-)

Abbildung 2: Gesetzliches Widerrufsrecht bei Verbraucher-Leasing- 
Verträgen

 Quelle: M. Kowerk
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Dafür spricht auch, dass der gegebe-
nenfalls zu leistende Minderwertaus-
gleich nicht schon in dem Leasing-Ver-
trag konkret beziffert ist.

Auch der BGH geht davon aus, dass der 
Minderwert durch den Leasing-Neh-
mer nur bei auf übermäßiger Abnut-
zung beruhenden Mängeln zu ersetzen 
ist. Die Regelung des § 506 Absatz 2 
Satz 1 Ziffer 3 BGB ist als Ausnahme-
regelung eng auszulegen und erfasst 
somit nur solche Verträge, durch die der 
Verbraucher dazu verpflichtet wird, für 
einen bestimmten, in dem Vertrag be-
reits bezifferten Restwert einzustehen 
und zwar unabhängig von dem tatsäch-
lichen Zustand des Gegenstands.8) 
Auch aus der Nichterwähnung des Ki-
lometerleasing-Vertrags in der Geset-
zesbegründung kann keine planwidrige 
Regelungslücke abgeleitet werden.

Darüber hinaus liegt keine vergleich bare 
Interessenlage vor, denn der Leasing-
Vertrag mit Andienungsrecht oder Rest-
wertgarantie birgt für den Verbraucher 
mit der Übernahme des Marktwertrisi-
kos ein höheres finanzielles  Risiko als 
bei dem Kilometerabrechnungsvertrag. 
Der Sinn und Zweck der Norm, dem fi-
nanziell gebundenen Verbraucherlea-
sing-Nehmer bestimmte darlehens-
rechtliche Vorteile einzuräumen, ist 
damit nicht auf den Kilometerleasing-
Vertrag übertragbar. Gleiches gilt für 
den Leasing-Vertrag mit Kauf option.

❯ Abrechnungsmodellunabhängiges 
Widerrufsrecht: Wurde der Leasing-
Vertrag mittels Fernabsatz oder außer-
halb von Geschäftsräumen geschlos-
sen, steht dem Leasing-Nehmer 
unabhängig von der abrechnungsmodell-
abhängigen Subsumtion unter § 506 Ab-
satz 2 BGB gemäß § 356 Absatz 1 BGB 
ein Widerrufsrecht zu (Abbildung 2).

Spezifische Anforderungen 

Die Anwendbarkeit des Widerrufs-
durchgriffs gemäß § 360 BGB kann ver-
tragsanbahnungs- und vertragsabrech-
nungsmodellspezifisch unterschiedlich 
beurteilt werden. Gleiches gilt für die 
Regelung des § 358 Absatz 2 BGB in 
Fällen des Händler- oder Hersteller-Lea-

Fußnoten (Auswahl)
1) Vgl. zu den vertraglichen Strukturen des Ein-
trittsmodells auch H. Beckmann in H. Beckmann/
Scharff, Leasingrecht - Rechtsprobleme beim Fi-
nanzierungsleasing, 4. Aufl. § 2 Rn. 24; Engel, 
Handbuch Kraftfahrzeug-Leasing, 3. Aufl. § 4 Rn. 
4; Ball in Wolf/Eckert/Ball, Handbuch des gewerb-
lichen Miet-, Pacht- und Leasingrechts, 10. Aufl. 
Rn. 1767.
2) Vgl. zu der Vertragsübernahme H. Beckmann in H. 
Beckmann/Scharff, Leasingrecht – Rechtsprobleme 
beim Finanzierungsleasing, 4. Aufl. § 2 Rn. 36.
3) Vgl. zu den Beitrittskonstellationen Woitke-
witsch in Graf von Westphalen, Der Leasingver-
trag, 7. Aufl., Kap. M. Rn. 56 f.
4) Vgl. zum Telos der Norm Nölscher, VuR 2017, 
93 (93).
5) Dafür unter anderem: LG Bielefeld, Urteil vom 
19. September 2012 – 22 S 178/12 –, juris Rn. 23; 
Scharff in H. Beckmann/Scharff, Leasingrecht – 
Rechtsprobleme beim Finanzierungsleasing, 4. 
Aufl. § 22 Rn. 4; Nitsch, NZV 2011, 14 (15); Skusa, 
NJW 2011, 2993 (2998); Zahn, NJW 2019, 1329 
(1334). Dagegen unter anderem: OLG Düsseldorf, 
NJW-RR 2013, 1069 (1070 f.); Leschau, DAR 
2012, 470 (470); Koch in MüKo BGB, 8. Aufl., Fi-
nanzierungsleasing Rn. 67; Reinking/Hettwer in 
Reinking/Eggert, Der Autokauf – Rechtsfragen 
beim Kauf neuer und gebrauchter Kraftfahrzeuge 
sowie beim Leasing, 14. Aufl. Rn. L108 ff.
6) Vgl. Strauß, SVR 2011, 206 (206).
7) Vgl. zu der Pflicht zum Minderwertausgleich 
Reinking/Hettwer in Reinking/Eggert, Der Auto-
kauf – Rechtsfragen beim Kauf neuer und ge-
brauchter Kraftfahrzeuge sowie beim Leasing, 
14. Aufl. Rn. L660.
8) Siehe auch Strauß, SVR 2011, 206 (208).
9) Vgl. für die Musterwiderrufsinformation Anlage 
7, BT-Drucks. 17/12637, S. 29 ff.

sings, soweit der Lieferant für den 
 Leasing-Geber tätig ist oder für den 
Fall, dass der Leasing-Geber dem Kauf-
vertrag im Wege der Gesamtschuldner-
schaft beitritt.

Ergibt sich das Widerrufsrecht aus 
§§ 506 Absatz 1 und 2, 495 Absatz 1 in 
Verbindung mit § 355 Absatz 1 Satz 1 
BGB, gilt dies nur für die Fälle des Rest-
wertabrechnungsvertrags oder des 
Leasing-Vertrags mit Andienungsrecht, 
nicht aber für den Kilometerleasing-Ver-
trag oder einen Leasing-Vertrag mit 
Kaufoption. Ist das Widerrufsrecht in 
§ 356 BGB begründet, besteht die 
Möglichkeit des Widerrufsdurchgriffs 
unabhängig von dem gewählten Ab-
rechnungsmodell für den Fall, dass das 
Leasing-Geschäft nach der vertrag-
lichen Konstruktion des Eintrittsmodells 
durchgeführt wurde. Eine Anwendbar-
keit des § 360 BGB kann de lege lata in 
diesem Fall nicht ausgeschlossen wer-
den. Bei Durchführung des Leasing-Ge-
schäfts im Wege des Vorverhandlungs-
modells ist die Regelung des § 360 
BGB dagegen weder de lege lata noch 
de lege ferenda anwendbar.

Aufgrund der nach der Rechtsprechung 
des BGH unklaren Rechtslage in Bezug 
auf die Anwendbarkeit des § 358 Ab-
satz 2 BGB auf andere Fälle des Ver-
tragsbeitritts als die Vertragsübernahme 
sowie in Bezug auf § 360 BGB im Rah-
men des Eintrittsmodells werden die 
am Leasing-Vorgang beteiligten Partei-
en in Hinblick auf die Vertragsgestaltung 
vor Herausforderungen gestellt. Mit 
Blick auf die Leasing-Gesellschaften 
stellt sich in diesem Zusammenhang die 
Frage, wie die Leasing-Bedingungen 
unter Berücksichtigung von Artikel 247 
§ 12 Einführungsgesetz zum Bürger-
lichen Gesetzbuche den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen konform ausge-
staltet werden können und in welchen 
Fällen das Widerrufsformular für ver-
bundene Verträge verwendet werden 
sollte.9) Denn eine fehlerhafte Belehrung 
über das Widerrufsrecht löst nicht ge-
mäß § 355 Absatz 2 Satz 1 BGB die re-
gelmäßige Widerrufsfrist von 14 Tagen 
aus, sondern führt zu einer Verlänge-
rung dessen, verbunden mit dem Risiko 
der Loslösung von dem Leasing-Vertrag 
zu einem deutlich späteren Zeitpunkt.

Ist ein Verbraucherleasing-Nehmer an 
dem Leasing-Geschäft beteiligt, soll-
ten die Leasing-Gesellschaften mit 
Blick auf die Anwendbarkeit des § 360 
BGB und die damit verbundene Auf-
klärungspflicht danach differenzieren, 
ob der Leasing-Nehmer den Beschaf-
fungsvertrag mit dem Lieferanten be-
reits verbindlich abgeschlossen hat 
(Eintrittsmodell) oder ob der Vertrags-
schluss erst durch den Leasing-Geber 
erfolgt (Vorverhandlungsmodell). Im 
Falle des Eintrittsmodells sollte der 
Verbraucherleasing-Nehmer über die 
Möglichkeit des Widerrufsdurchgriffs 
aufgeklärt und das Widerrufsformular 
für verbundene Verträge ausgehändigt 
werden. Dies gilt umfassend, soweit 
der Vertragsabschluss über Fernabsatz 
oder außerhalb von Geschäftsräumen 
erfolgt ist. Resultiert das Widerrufs-
recht da gegen aus der Verweisungs-
norm des § 506 Absatz 1 Satz 1 BGB, 
ist eine entsprechende vertragliche 
Ausgestaltung de lege lata nur in den 
Fällen des Abschlusses eines Rest-
wertabrechnungsvertrags oder eines 
Leasing-Vertrags mit Andienungsrecht 
erforderlich.
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